
des Strafrechts an der Spitze. Der Grad der rechtlichen 
Informiertheit war abhängig von der Bildung und 
teilweise vom sozialen Status sowie vom Alter der Be­
fragten.
Als Hauptquellen der Rechtsinformation nannten 
85 Prozent der Befragten die Massenmedien Fernsehen, 
Presse und Rundfunk. Das ist ein wesentlicher Unter­
schied zu Untersuchungen aus der Mitte der 60er Jahre; 
seinerzeit war als Hauptquelle der Rechtsinformation 
die Vermittlung von Kenntnissen und Erfahrungen auf 
dem Gebiet des Rechts durch Arbeitskollegen, Freunde, 
Verwandte usw. festgestellt worden. 50 bis 66 Prozent 
der Befragten gaben an, Fernsehsendungen zu speziell 
rechtlichen Themen regelmäßig zu sehen; allerdings 
— und das ist für die Einschätzung der Wirksamkeit 
der Rechtserziehung von Bedeutung — sind nur 
43,9 Prozent der Befragten mit dem Umfang der Rechts­
information durch die Massenmedien zufrieden.
Hinsichtlich der Motive für die Einhaltung des Rechts 
stimmen die Ergebnisse der sowjetischen Untersuchun­
gen und die der DDR im wesentlichen überein: Als 
wichtigstes Motiv nannte mehr als die Hälfte der Be­
fragten die Überzeugung von der Richtigkeit und Not­
wendigkeit der Rechtsnormen; dann folgten mit Ab­
stand die Gewohnheit, die festgelegten Regeln einzu­
halten, und die Angst vor Sanktionen.
Empirische Daten zum Niveau rechtlich relevanter 
Normkenntnisse bei jugendlichen Straftätergruppen 
trug Dr. H.-H. F r ö h l i c h  (Sektion Rechtswissenschaft 
der Humboldt-Universität Berlin) vor. Das generelle 
Ergebnis einer Befragung zu vier Komplexen — Fragen 
zum Verständnis sozialer Sachverhalte, zu elementaren 
sozialen Verhaltensweisen, zu staatlich-politischen Sach­
verhalten sowie zu rechtlich und besonders strafrecht­
lich relevanten Sachverhalten und Verhaltensweisen — 
war, daß die jugendlichen Straftäter deutlich geringere 
Rechtskenntnisse als andere gleichaltrige Jugendliche 
hatten. Das trifft auch für Kenntnisse zum Strafrecht 
zu; die Hypothese, daß straffällige Jugendliche aus der 
Verarbeitung eigener Erfahrungen heraus bessere straf­
rechtliche Normkenntnisse aufweisen könnten, wurde 
nicht bestätigt Die Untersuchung ergab auch, daß dort, 
wo negative Persönlichkeitsfaktoren, wie niedriges Bil­
dungsniveau oder soziale Fehlentwicklung, auftraten, 
keine oder nur geringe Rechtskenntnisse vorhanden 
sind.
Einige Ergebnisse aus Untersuchungen über die Er­
ziehung zum sozialistischen Rechtsbewußtsein in der 
lOklassigen allgemeinbildenden polytechnischen Ober­
schule behandelte Dipl.-Päd. H. Z ä d o w (Sektion 
Pädagogik der Humboldt-Universität Berlin). Dem Vor­
trag lag eine Befragung von drei Schülergruppen (11, 
13 und 15 Jahre) in jeweils zwei Extremgruppen (ver­
haltenspositiv und verhaltensnegativ) zugrunde, die 
Fragen zum begrifflichen Verständnis (z. B. Mut, Rache, 
Gleichberechtigung, Gesetz, Verantwortung), Fragen zu 
sozialen Verhaltensweisen, staatlich-politisch orientierte 
Fragen und strafrechtliche Fragen umfaßte.
Das Ergebnis der Befragung war ein unerwartet hoher 
Stand an Rechtskenntnissen in der Altersgruppe der 
11jährigen. Im Vergleich dazu fällt der Kenntnisstand 
in der Gruppe der 13jährigen deutlich ab. Generell 
konnte festgestellt werden, daß die Schüler über all­
gemein moralisch-rechtliche Begriffe und Verhaltens­
weisen verfügen, jedoch — besonders in der Alters­
gruppe 13 Jahre — weniger Kenntnisse zu konkreten 
Staats- und Rechtsfragen haben. Dabei traten zwischen 
den beiden Extremgruppen (verhaltenspositiv und ver­
haltensnegativ) keine signifikanten Unterschiede auf.
Da im Fragebogen keine spezifischen Rechtskenntnisse 
verlangt wurden, sondern nur nach allgemeinen Rechts­

prinzipien gefragt wurde, ist dieses Ergebnis für die 
Konzipierung einer sozialistischen Rechtserziehung in 
der Schule besonders aufschlußreich. Zur Erklärung 
der festgestellten Ergebnisse führte H. Zädow u. a. an, 
daß der Lehrplan zu staatlich-rechtlichen Problemen 
in der 4. Klasse mit der allgemein moralisch-rechtlichen 
Erziehung aufhört und erst wieder in der 8. Klasse mit 
der Behandlung der Verfassung beginnt Mit dem Ein­
tritt in die Mittelstufe setzt eine starke Orientierung 
auf den Fachunterricht ein, und der bis dahin in der 
Regel kontinuierliche moralisch-rechtlich erzieherische 
Einfluß tritt in den Hintergrund,
Eine ergänzende Lehrerbefragung ergab u. a, daß 
75 Prozent der Pädagogen die Rechtserziehung in der 
Schule für dringend notwendig halten; allerdings 
meinten 70 Prozent, daß sie selbst dazu gegenwärtig 
nicht in der Lage seien. In diesem Zusammenhang regte 
H. Zädow an, in die pädagogische Aus- und Weiterbil­
dung einen Kurs „Recht“ aufzunehmen, für Lehrer 
methodische Hilfen zusammenzustellen, um die im 
Lehrplan enthaltenen Erziehungsinhalte für die sozia­
listische Rechtserziehung aufzubereiten, und für Schü­
ler altersspezifisches Lesematerial zu schaffen, das sich 
mit Fragen des Rechts beschäftigt. Außerdem sollte für 
Jugendliche geeignete populärwissenschaftliche Litera­
tur zu Rechtsfragen entwickelt werden, etwa wie das 
Buch von W. Eberdt/W. Quaißer, „Rendezvous mit Justi­
tia“ (Verlag Neues Leben, Berlin 1972).
Über Probleme der richterlichen Rechtsanwendung und 
des sozialistischen Rechtsbewußtseins sprach 
R. S v e n s s o n  (Institut für Theorie des Staates und 
des Rechts der Akademie der Wissenschaften der DDR). 
Sie behandelte u. a. den Einfluß der Rechtssätze in Ent­
scheidungen des Obersten Gerichts als objektiviertes 
gesellschaftliches Rechtsbewußtsein auf das Niveau des 
Rechtsbewußtseins der Richter der nachgeordneten Ge­
richte.
Insgesamt enthielten die in der Arbeitstagung der Aka­
demieinstitute vorgetragenen Ergebnisse empirischer 
Untersuchungen beachtliche Anhaltspunkte für den 
Mechanismus der Umsetzung der Rechtsnorm in be­
wußtes Handeln der Bürger, in gesellschaftliche Aktivi­
tät Je differenzierter diese Untersuchungen weiterge­
führt werden, desto mehr werden sie an Aussagekraft 
gewinnen und damit für die inhaltliche Vervollkomm­
nung der Rechtserziehung nutzbar gemacht werden kön­
nen.

*

Abschließend kann man feststellen, daß in den Grund­
positionen zum Rechtsbewußtsein und zu ihrer Unter­
suchung völlige Übereinstimmung zwischen den teilneh­
menden Wissenschaftlern aus der Sowjetunion und der 
DDR bestand. Die Arbeitstagung gab allen Beteiligten 
neue Impulse für die weitere Beschäftigung mit den 
Fragen des Rechtsbewußtseins.
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Die Autorin legt mit dieser Monographie eine Gesamtdarstellung 
ihrer bisherigen Forschungen zur Rolle der Sozialpsychologie bei der 
Schaffung und Verwirklichung des sozialistischen Redhts, insbesondere 
bei der Rechtserziehung der Werktätigen, vor.

Aufbauend auf einer Darlegung des Systems der rechtlichen Regelung 
und des Wesens der sozialistischen Gesetzlichkeit behandelt sie den 
Platz des Rechts bewußtsei ns im System der Formen des gesellschaft­
lichen Bewußtseins sowie Wesen und Prinzipien des sozialistischen 
Rechtsbewußtseins. In weiteren Abschnitten beschäftigt sie sich mit der 
Rechtsideologie und der sozial-rechtlichen Psychologie als Struktur­
elementen des sozialistischen Rechtsbewußtseins sowie mit der Rolle 
des sozialistischen Rechtsbewußtseins bei der Rechtsschöpfung und 
Rechtsverwirklichung. Ziel der Untersuchungen ist es, die Motive und 
Antriebe aufzudecken, aus denen heraus Rechtsnormen eingehalten 
werden.


